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Änderungsantrag 
des Abgeordneten Wüppesahl 

zur zweiten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
— Drucksachen 11/7103, 11/8118 — 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Bundeserziehungsgeldgesetzes 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Artikel 1 Ziffer 1 wird wie folgt geändert: 

§ 1 Absatz 6 erster Halbsatz wird wie folgt gefaßt: 

„(6) Anspruch auf Erziehungsgeld für nach dem 30. Juni 1990 
geborene Kinder hat unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 
auch der Ehegatte eines Mitglieds der Truppe oder des zivilen 
Gefolges eines NATO-Mitgliedstaates, der Sowjetunion oder 
Frankreichs, der..."  

Bonn, den 24. Oktober 1990 

Wüppesahl 

Begründung 

Bis auf weiteres werden aufgrund der Regelung über die äußeren 
Aspekte der Deutschen Einheit auf dem Gebiet der Bundesrepu-
blik Deutschland Truppen stationiert sein, die nicht dem militäri-
schen Bereich der NATO — dies trifft auf Frankreich zu — bzw. 
überhaupt nicht der NATO angehören, wie zum Beispiel die Trup-
pen der Sowjetunion auf dem Gebiet der ehemaligen DDR. 

Durch diese Änderung wird eine Gleichberechtigung in den 
sozialen Rechten zwischen NATO-Truppen und Nicht-NATO

-

Truppen auf deutschem Gebiet hergestellt, zumal die soziale 
Situation der sowjetischen Truppen schon jetzt wesentlich 
schlechter als die der NATO-Truppen ist. 




